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670. Bundesgesetz: Neuregelung der Rechtsstellung des Österreichischen Bundesverlages
(NR: GP XIV RV 889 AB 1115 S. 116. BR: AB 1931 S. 382.)

6 7 1 . Bundesgesetz: Änderung des Handelsstatistischen Gesetzes 1958
(NR: GP XIV RV 1099 AB 1136 S. 116. BR: AB 1947 S. 382.)

6 7 0 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1978
über die Neuregelung der Rechtsstellung des

Österreichischen Bundesverlages

Der Nationallrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Das im Eigentum des Fonds „Österrei-
chischer Bundesverlag für Unterricht, Wissen-
schaft und Kunst" — im folgenden „Fonds" ge-
nannt — stehende Vermögen geht im Weg der
Gesamtrechtsnachfolge mit Wirkung vom 1. Jän-
ner 1979 in das Eigentum der „Österreichischer
Bundesverlag Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung" — im folgenden „Gesellschuft" genannt —,
deren Geschäftsanteile zur Gänze im Eigentum
des Bundes stehen müssen, über. Der Übergang
des Vermögens wird mit den Buchwerten vorge-
nommen.

(2) Mit dem Übergang des Eigentums im Sinne
des Abs. 1 ist der Fonds aufgelöst.

§ 2. (1) Auf die Gesellschaft sind die für die
Gesellschaften mit beschränkter Haftung allge-
mein geltenden gesetzlichen Bestimmungen an-
zuwenden, soweit sich aus diesem Bundesgesetz
nicht anderes ergibt.

(2) Der Gesellschaftsvertrag hat jedenfalls die
folgenden Regelungen zu enthalten:

1. Gegenstand der Gesellschaft ist insbesondere
a) der Verlag von Schulbüchern und son-

stigen Druckwerken aller Art, die dem
Unterricht, der Bildung und Erziehung
der Jugend oder der Erwachsenenbil-
dung im Sinne der Humanität, Toleranz
und Demokratie dienen, ferner von
Druckwerken über die österreichische
Kultur,

b) derartige Druckwerke sowie Lehrmittel
herzustellen und

c) Druckwerke und Lehrmittel jeder Art
zu vertreiben.

2. Die Tätigkeit der Gesellschaft hat nach
kaufmännischen Grundsätzen unter Be-

dachtnahme auf den Gegenstand der Ge-
sellschaft zu erfolgen; allfällig erzielte Ge-
winne sind nicht auszuschütten, sondern
zur Förderung des Gegenstandes der Ge-
sellschaft zu verwenden.

3. Im Falle einer Auflösung der Gesellschaft
ist ein allfälliges Vermögen zu gemeinnüt-
zigen Zwecken des Bundes im Bereich des
Gegenstandes der Gesellschaft zu verwen-
den.

§ 3. Die Gesellschaft kann sich von der Finanz-
prokuratur gemäß dem Prokuraturgesetz,
StGBl. Nr. 172/1945, unbeschadet der Rechte
und Pflichten der Gesellschaftsorgane rechtlich
beraten und vertreten lassen.

§ 4. (1) Die Gesellschaft darf auf Grund der
Gewerbeberechtigungen des Fonds diese Gewerbe
bis 30. Juni 1979 weiter ausüben. Nach Ablauf
dieser Frist endigen diese Gewerbeberechtigun-
gen.

(2) Der im § 9 Abs. 1 der Gewerbeordnung
1973, BGBl. Nr. 50/1974, vorgesehene Geschäfts-
führer gemäß § 47 der Gewerbeordnung 1973, der
bis 30. Juni 1979 bestellt wird, muß nicht den in
gewerblichen Vorschriften vorgesehenen Befähi-
gungsnachweis erbringen, wenn ihm während
der letzten zwei Jahre vor Auflösung des Fonds
ein maßgebender Einfluß auf den Betrieb der
Geschäfte des Fonds zugestanden ist.

§ 5. (1) Die Vorgänge nach den §§ 1 und 6
sind von allen bundesgesetzlich geregelten Steu-
ern, Gebühren und sonstigen Abgaben befreit.
Sie gelten ab nicht steuerbare Umsätze im Sinne
des Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 223;
für die Anwendung des § 29 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1972 gelten sie als Vermögensübertra-
gungen im Wege einer Gesamtrechtsnachfolge.

(2) Schriften und Amtshandlungen, die mit
den Vorgängen gemäß §§ 1 und 6 zusammen-
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hängen, sind von den Gebühren im Sinne des
Gerichts- und Justizverwaltungsgebührengesetzes
1962, BGBl. Nr. 289, befreit.

§ 6. Bei Grundbuchseintragungen über Rechte,
die gemäß § 1 auf die Gesellschaft übergehen,
ist auf deren Antrag die bisherige Bezeichnung
durch die neue Bezeichnung zu ersetzen; § 136
des Allgemeinen Grundbuchsgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 39, ist sinngemäß anzuwenden.

§ 7. Die 6. Prokuratursverordnung, BGBl.
Nr. 18/1953, wird aufgehoben.

§ 8. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Un-
terricht und Kunst betraut, soweit im folgenden
nicht anderes bestimmt wird.

(2) Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 2 ist der
Bundesminister für Unterricht und Kunst, des
§ 2 Abs. 1 und des § 6 der Bundesminister für
Justiz, des § 4 der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und der §§ 2 Abs. 2, 3,
5 und 7 der Bundesminister für Finanzen, soweit
§ 5 jedoch Bundesverwaltungsabgaben betrifft,
der Bundeskanzler, und soweit er Gerichtsgebüh-
ren betrifft, der Bundesministsr für Justiz, be-
traut.

Kirchschläger
Androsch Sinowatz Rösch Staribacher

6 7 1 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1978,
mit dem das Handelsstatistische Gesetz 1958

geändert wird

Der Natlionalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Handelsstatistische Gesetz 1958, BGBl.
Nr. 137, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 122/1973 und BGBl. Nr. 638/1977 wird wie
folgt geändert:

§ 15 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) In den Anmeldescheinen für die im § 7

lit. c und f genannten Verkehrsarten ist vorzu-
sehen, daß neben den anzumeldenden Waren als
Ganzes auch die durch eine Veredlung oder
Ausbesserung eingetretene Wertsteigerung und
der darin enthaltene Wert von Zutaten anzumel-
den sind. Diese Zutaten sind im übrigen wie
Waren zu behandeln, die nicht im Eingangs-
oder Ausgangsvormerkverkehr abgefertigt wer-
den."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1979 in Kraft.

(2) Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes rich-
tet sich nach § 38 des Handelsstatistischen Ge-
setzes 1958 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 638/1977.

Kirchschläger
Androsch Staribacher Haiden Lausecker


